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Abstract: Mit dem vorliegenden Beitrag wird die Bedeutung maschinell auswertbarer Datenbasen für 
die Funktionsweise der elektronischen Risikomanagementsysteme der deutschen Finanzver-
waltung aufgezeigt. Die vorhandenen Datenbestände können für eine Vielzahl von Zwecken 
genutzt oder miteinander verknüpft werden. Daher stehen unter Berücksichtigung des daten-
schutzrechtlichen Grundsatzes der Zweckbindung die unions- und verfassungsrechtlichen 
Rechtsgrundlagen zur (Weiter-)Verarbeitung der Daten im Fokus der Ausführungen.

1. Überblick zu den rechtlichen Entwicklungen des risikoorientierten Steuervoll-
zugs

Risikomanagementsysteme sind keine völlig neue Form des Gesetzesvollzugs, sondern stellen eine erst auf-
grund der gesteigerten Leistungsfähigkeit der automatisierten Datenverarbeitung möglich gewordene Weiter-
entwicklung der bisherigen Steuervollzugstechniken dar.1 Ohne intensive und zielgerichtete EDV-Nutzung 
sind moderne Risikomanagementsysteme nicht umzusetzen.2 So forciert die Finanzverwaltung zur Erfüllung 
ihrer Steuervollzugsziele eine gewichtete Arbeitsweise. Intensität der Bearbeitung und Kontrolle orientierten 
sich in der Vergangenheit an der steuerlichen Bedeutung bzw. Auswirkung, d. h. an einer rein fi nanziellen und 
quantitativen Größe.3

Später wurde das Auswahlsystem an Einkunftskennzahlen ausgerichtet, wobei eine Diff erenzierung zwischen 
intensiv zu bearbeitenden Steuerfällen und sonstigen Fällen erfolgte. Ergänzt wurde das System um die Prü-
fungsmaßnahme des Prüff elds, das unabhängig von den Einkunftskennzahlen von dem örtlich zuständigen 
Finanzamt als besonders prüfungsbedürftig festgelegt wurde.4 Eine intensive Fallprüfung blieb den beiden in 
Rede stehenden Fallgestaltungen vorbehalten.5

1 K.-D. Dඋඳൾඇ, Die Zukunft des Steuerverfahrens. In: W. Schön/K. E. M. Beck (Hrsg.), Zukunftsfragen des deutschen Steuerrechts, 
Springer, Berlin 2009, S. 1 (S. 12 f.).

2 E. Hඎൻൾඋ, Ein Konzept zum steuerlichen Risikomanagement im Erlösbereich. Teil 5: Das Konzept – Ressourceneinsatz und das 
Nachhaltigkeitsprinzip (Umsetzung), StBp 2016, S. 352 (S. 353).

3 R. Sൾൾඋ. In: K. Tipke/H. W. Kruse, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung: AO, FGO. Kommentar zur AO (ohne Steuerstraf-
recht) und FGO § 88 AO, Rz. 63; kritisch dazu R. Sൾൾඋ, Möglichkeit und Grenzen eines „maßvollen“ Gesetzesvollzugs durch die 
Finanzverwaltung, FR 1997, S. 553 (S. 561).

4 Zu dem System ausführlich R. Sൾൾඋ, Besteuerungsverfahren. Rechtsvergleich USA – Deutschland, Recht und Wirtschaft, Frankfurt 
am Main 2002, S. 82 ff .

5 R. Sൾൾඋ, Reform des Veranlagungsverfahrens, StuW 2003, S. 40 (S. 43).
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Die Ausgestaltung des Fallauswahlsystems führte zu umfassenden Diskussionen über Möglichkeiten und 
Grenzen dieser Ausrichtung des Steuervollzugs und damit einhergehend zu erheblicher Kritik.6 Zur Verbes-
serung der Kontrollsysteme initiierte die Finanzverwaltung verschiedene Vorhaben,7 wobei insbesondere das 
am 01.01.2007 in Kraft getretene Verwaltungsabkommen KONSENS8 hervorzuheben ist. Dieses hatte zum 
Ziel, in einem bundesweit abgestimmten Verfahren eine einheitliche Software zu entwickeln, zu beschaff en 
und einzusetzen sowie papierbasierte Verfahrensabläufe durch elektronische Verfahren abzulösen.9 In diese 
Software wurde ein elektronisches Risikomanagementsystem implementiert, das sich nicht mehr ausschließ-
lich an den o. g. Parametern, sondern vielmehr am Kontrollbedürfnis orientierte.10 Der Finanzverwaltung 
stand eine zunehmend breitere Datenbasis zur Verfügung, sodass das im Rahmen von KONSENS konzipierte 
Risikomanagement stetig weiterentwickelt wurde.
Mit dem Steuerbürokratieabbaugesetz11 wurde das BMF u. a. ermächtigt, Risikoparameter durch Rechtsver-
ordnung festzulegen (§ 88 Abs. 3 Satz 1 AO a.F.). Jedoch hat es letztendlich hiervon nie Gebrauch gemacht, 
sodass in einer Ex-post-Betrachtung dahinstehen kann, ob die Ermächtigung inhaltlich hinreichend bestimmt 
oder überhaupt notwendig war.12 Zur Umsetzung wurde allerdings im August 2011 als Teil eines umfassenden 
Referentenentwurfs eine Verordnung über Art und Umfang der steuerlichen Ermittlungen der Landesfi nanz-
behörden bei Einsatz automationsgestützter Risikomanagementsysteme (Steuer-Ermittlungs-Verordnung – 
StErmV) vom BMF vorgelegt.13 Mittels drei Paragraphen sollten erstmals Vorgaben für diese Systeme kodi-
fi ziert werden. Während § 1 deren grundsätzlichen Einsatz normierte, wurden in § 2 die Ziele aufgeführt und 
abschließend in § 3 die Ausgestaltung der Risikomanagementsysteme festgelegt.14

Der Entwurf zur Steuer-Ermittlungs-Verordnung stieß bereits kurz nach Veröff entlichung auf teils erhebliche 
Kritik.15 In der vom BMF später im Jahr 2011 schließlich initiierten Verordnung16 ist dieses Entwurfselement 
jedenfalls in vollem Umfang nicht übernommen worden. Da eine Begründung für die ersatzlose Streichung 
in dem parlamentarischen Material17 fehlt, wird in dem Vorgehen des BMF mitunter eine entsprechende Re-
aktion auf die kritische Einschätzung gesehen.18

6 Exemplarisch K.-D. Dඋඳൾඇ, Risikomanagement im Besteuerungsverfahren. Kostendruck und Vollzugspfl icht der Steuerverwaltung. 
In: J. Brandt (Hrsg.), 8. bis 9. Deutscher Finanzgerichtstag 2011/2012. Europäische Perspektiven im Steuerrecht – Steuergerechtig-
keit und Steuervereinfachung, Boorberg, Stuttgart 2013, S. 253 (S. 258 ff .) m. w. N.; R. Sൾൾඋ, Reform des Veranlagungsverfahrens, 
StuW 2003, S. 40 (S. 43 f.).

7 Die ersten Bemühungen um eine bundeseinheitliche Steuersoftware im Rahmen des Vorhabens FISCUS waren gescheitert, Dazu 
näher E. A. Sൾඇ඀ൾඋ, Die Reform der Finanzverwaltung in der Bundesrepublik Deutschland, VS Verlag für Sozialwissenschaften, 
Wiesbaden 2009, S. 143 ff .

8 Akronym für KOordinierte Neue Software-ENtwicklung der Steuerverwaltung.
9 H.-P. Sർඁආංൾඌඓൾ඄. In: W. Hübschmann/E. Hepp/A. Spitaler, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung. Kommentar § 20 FVG, 

Rz. 4.
10 R. Sൾൾඋ. In: K. Tipke/H. W. Kruse, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung: AO, FGO. Kommentar zur AO (ohne Steuerstraf-

recht) und FGO § 88 AO, Rz. 67.
11 Gesetz zur Modernisierung und Entbürokratisierung des Steuerverfahrens (Steuerbürokratieabbaugesetz) v. 20.12.2008, BGBl. I, 

2850.
12 Dazu ausführlich C. Sർඁඳඍඓඅൾඋ, Tax Compliance im Kooperationsverhältnis zwischen Unternehmen und Finanzverwaltung, Lang, 

Frankfurt am Main 2014, S. 213 ff .
13 Der gesamte Entwurf ist abrufbar unter https://betriebs-berater.ruw.de/news/media/1/Zweit-Verordnun-zu-nderun-steuerliche-Ver-

ordnunge-4202.pdf (aufgerufen am 23. Oktober 2020).
14 Zum Entwurfsinhalt ausführlich C. Sർඁඳඍඓඅൾඋ, Tax Compliance im Kooperationsverhältnis zwischen Unternehmen und Finanzver-

waltung, Lang, Frankfurt am Main 2014, S. 210 ff .
15 BDFR, Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen für eine Zweite Verordnung zur Änderung steuerlicher Vorschrif-

ten, S. 2 ff ., http://www.bdfr.de/index.php/stellungnahmen.html?fi le=tl_fi les/Stellungnahmen/Risikomanagement%203.pdf (aufge-
rufen am 23. Oktober 2020); F. Mඈൽඅංඇ඀ൾඋ, Das Risikomanagement der Finanzämter, Stbg 2011, S. 515 (S. 515 f.).

16 Zweite Verordnung zur Änderung steuerlicher Verordnungen v. 02.12.2011, BGBl. I, 2416.
17 BR-Drs. 628/11.
18 So die Vermutung von A. Kඈඐൺඅඅං඄, Ziele und Möglichkeiten der Finanzverwaltung. In: Deloitte GmbH (Hrsg.), E-Bilanz. Erläute-

rungen und Anleitungen zur Taxonomie, 8. Aufl age, 2020, Rz 2051 (Rz 2065).



3

Maschinelle Daten(weiter)verarbeitung durch die deutsche Finanzverwaltung 

Ungeachtet dessen, dass die Steuer-Ermittlungs-Verordnung nie verabschiedet wurde, haben einige der darin 
enthaltenen Regelungen – wenn auch zum Teil nur sinngemäß – Eingang in das Gesetz zur Modernisierung 
des Besteuerungsverfahrens19 und damit letztendlich in die aktuelle Fassung des § 88 Abs. 5 AO gefun-
den. Neben der ausdrücklichen Ermöglichung automationsgestützter elektronischer Risikomanagementsys-
teme (§ 1 Abs. 1 StErmV), den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und der Wirtschaftlichkeit (§ 2 Abs. 1 
StErmV) gilt dies auch für die Zufallsauswahl und die personelle Fallauswahl (§ 3 Abs. 1 StErmV) sowie für die 
regelmäßige Zweckmäßigkeitsprüfung (§ 3 Abs. 3 StErmV). Darüber hinaus fi nden sich die Regelungen zum 
bundeseinheitlichen Vollzug der Steuergesetze (§ 3 Abs. 4 StErmV) und zur Nichtveröff entlichung von Einzel-
heiten der Ausgestaltung der Risikomanagementsysteme (§ 3 Abs. 5 StErmV) in ähnlicher Weise wieder.20

Die gesetzliche Implementierung der Risikomanagementsysteme ist grundsätzlich zu begrüßen.21 Mit der Ko-
difi zierung von Mindestanforderungen wird den diesbezüglichen Empfehlungen des Bundesrechnungshofs22 
gefolgt und damit zugleich verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet, die aus der mangelnden gesetzlichen 
Mindeststeuerung resultierten.23

2. Inhalt und Begriff sbestimmung
Das Risikomanagement stellt neben der kooperativen, serviceorientierten Ausrichtung die zweite Säule der 
Tax-Compliance-Vollzugsstrategie dar. In § 88 Abs. 5 Satz 1 AO sind die Risikomanagementsysteme legalde-
fi niert. Demnach können diese als automationsgestützte Systeme zur Beurteilung der Notwendigkeit weiterer 
Ermittlungen und Prüfungen zum Zwecke einer gleichmäßigen und gesetzmäßigen Steuerfestsetzung ein-
schließlich Steuervergütungen sowie der Anrechnung von Steuerabzugsbeträgen und Vorauszahlungen einge-
setzt werden.24 Gleichwohl ist ihr Einsatz nicht auf die Einkommensteuerveranlagung beschränkt. Sie können 
beispielsweise ebenso für Außenprüfungen oder bei der Auswertung von Kontrollmaterial Verwendung fi n-
den.25 In Abhängigkeit vom jeweiligen Arbeitsbereich verfolgt das Risikomanagement der Finanzverwaltung 
unterschiedliche Zielsetzungen. Während im Rahmen der Veranlagung die Optimierung der Sachbearbeitung 
im Fokus steht, ist für die Außenprüfung eine effi  zientere Fallauswahl26 das primäre Ziel.27 Um diese Arbeits-
abläufe zu eff ektuieren und Redundanzen zu beseitigen, strebt die Finanzverwaltung die Implementierung ei-
nes Gesamtsystems an. In der Folge könnten beispielsweise Abgleiche der Steuererklärungsdaten vorgenommen 
und potenzielle Außenprüfungsfälle automatisch unter einem Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164 AO) ergehen.28

19 Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens v. 18.07.2016, BGBl. I, 1679.
20 Zu den vorgenannten Aspekten jeweils ausführlich C. Sർඁආංൽඍ, Risikoorientierte Fallauswahl, automationsgestützte Fallbearbeitung 

und elektronische Steuerfestsetzung. Chancen, Herausforderungen und Grenzen des digitalen Steuervollzugs, Erich Schmidt, Berlin 
[Im Erscheinen].

21 So auch S. Bൺඅൽൺඎൿ, Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens. Kritische Betrachtung des Regierungsentwurfs, DStR 
2016, S. 833 (S. 836); N. Tඋඈඌඌൾඇ, Die Auswirkungen der Modernisierung des steuerlichen Verfahrensrechts auf den gerichtlichen 
Rechtsschutz, FR 2015, S. 1021 (S. 1022).

22 D. Eඇ඀ൾඅඌ, Probleme beim Vollzug der Steuergesetze. Empfehlungen des Präsidenten des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauf-
tragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung zur Verbesserung des Vollzuges der Steuergesetze in Deutschland, W. Kohlhammer, 
Stuttgart 2006, S. 150 f.

23 T. Cൺඋඅඣ, Aktuelle Entwicklungen im Steuerverfahrensrecht, kösdi 2009, S. 16342 (S. 16345).
24 Diese grundsätzliche Bezeichnung stellt F. J. Mൺඋඑ, Der Einsatz von Risikomanagementsystemen nach § 88 Abs. 5 AO als Kernele-

ment der Modernisierung des Besteuerungsverfahrens, Ubg 2016, S. 358 (S. 360 f.) aufgrund der Diskrepanz zur allgemeingültigen 
Begriff sbestimmung in Frage.

25 BT-Drs. 18/7457, S. 70.
26 Dazu jeweils näher C. Sർඁආංൽඍ, Risikoorientierte Fallauswahl, automationsgestützte Fallbearbeitung und elektronische Steuerfest-

setzung. Chancen, Herausforderungen und Grenzen des digitalen Steuervollzugs, Erich Schmidt, Berlin [Im Erscheinen].
27 M. Pൺඇൾ඄, Fallauswahl und Festlegung von Prüfungsschwerpunkten für die Betriebsprüfung, Beilage 02 zu DB 2018, S. 31 (S. 32).
28 M. Pൺඇൾ඄/F. Bൾඍඓ, Digitalisierung in der Betriebsprüfung. Auswirkungen auf das Risikomanagement und Prüfungsmethoden. 

In: Deggendorfer Forum zur Digitalen Datenanalyse e. V. (Hrsg.), Digitalisierung der Prüfung. Datenanalyse im Aufbruch, Erich 
Schmidt, Berlin 2018, S. 9 (S. 17).
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3. Maschinell auswertbare Datenbasis

3.1. Bedeutung der Informationen und deren Qualität
Elementare Voraussetzung für die Identifi kation und Analyse der Steuerrisiken sind Informationen.29 Besten-
falls werden diese bereits im Zuge der Sammlung in elektronischer Form zur Verfügung gestellt und liegen 
in strukturierter Form vor. So können Medienbrüche sowie die damit einhergehende zeitintensive und fehler-
anfällige personelle Datenerfassung vermieden werden.30 Ansonsten sind die Informationen entsprechend 
zu digitalisieren, da zum einen nicht formalisierte Strukturen gegenwärtig31 noch nicht adäquat maschinell 
analysiert und verarbeitet werden können.32 Zum anderen gilt es unbedingt zu vermeiden, dass verfügbare 
Informationen, beispielsweise aus Akten in Papierform, ungenutzt bleiben.33 In diesem Kontext ist die bis-
herige und stetig weiter zu forcierende Fortentwicklung des E-Governments von entscheidender Bedeutung. 
Ziel ist der Aufbau einer maschinell auswertbaren Datenbasis, sodass diese Informationen dem elektronischen 
Risikomanagementsystem zugänglich sind.34

Dabei kommt der Datenqualität eine hervorgehobene Bedeutung zu. Die Verarbeitungsprozesse und Ent-
scheidungen, die auf den Daten beruhen, können nur optimal unterstützt werden, wenn die maßgeblichen 
Qualitätskriterien erfüllt sind.35 Letztere umfassen u. a.
 – die Datengenauigkeit,
 – die Datenvollständigkeit,
 – die Datenkonsistenz und
 – die Glaubwürdigkeit der Daten.36

Herausforderungen resultieren aus den nachfolgend näher erläuterten unterschiedlichen Datenquellen, da die-
se naturgemäß nicht alle relevanten Qualitätskriterien erfüllen oder erfüllen können.37

3.2. Quellen der Datenbasis
Die Finanzverwaltung kann auf eine umfangreiche Datenbasis zurückgreifen. Diese resultiert vordergründig 
aus den mannigfaltigen Mitwirkungs- und Erklärungspfl ichten des Steuerpfl ichtigen. Für zeitnahe, geeigne-
te und verlässliche Informationen kann dieser als die beste aller Informationsquellen angesehen werden.38 

29 E. Hඎൻൾඋ, Ein Konzept zum steuerlichen Risikomanagement im Erlösbereich. Teil 1: Risikoursachen, Risikoauswirkungen und das 
Grundkonzept, StBp 2016, S. 125 (S. 125).

30 K.-D. Dඋඳൾඇ, Die Zukunft des Steuerverfahrens. In: W. Schön/K. E. M. Beck (Hrsg.), Zukunftsfragen des deutschen Steuerrechts, 
Springer, Berlin 2009, S. 1 (S. 12).

31 Zutreff end weist R. Mൾඅඅංඇ඀ඁඈൿൿ, Steuervollzug und gerichtliche Kontrolle in Zeiten der Digitalisierung. In: W. Schön/J. Schindler 
(Hrsg.), Reformfragen des deutschen Steuerrechts, Springer, Wiesbaden 2020, S. 153 (S. 159) daraufhin, dass bereits Softwarepro-
gramme existieren, die unstrukturierte Daten auslesen und in Strukturform überführen können. Dem dafür notwendigen weitreichen-
den Zugriff  auf Unternehmensdaten stehe jedoch nach Ansicht des Autors die aktuelle Rechtslage entgegen. 

32 J. Sർඁൺඋൿ, Künstliche Intelligenz und Recht. Von der Wissensrepräsentation zur automatisierten Entscheidungsfi ndung, OCG, Wien 
2015, S. 24. Ähnlich bereits J. Sർඁඇൾංൽൾඋ, Grunddaten der Verwaltung und ihre Organisation in Datenbanken. In: Arbeitsgemein-
schaft Rechtsinformatik (Hrsg.), Gesetzesplanung. Beiträge der Rechtsinformatik, Schweitzer, Berlin 1972, S. 139 (S. 144), für den 
die Datenstruktur einen maßgeblichen Parameter der Auswertungsmöglichkeiten darstellt. 

33 E. Hඎൻൾඋ, Ein Konzept zum steuerlichen Risikomanagement im Erlösbereich. Teil 1: Risikoursachen, Risikoauswirkungen und das 
Grundkonzept, StBp 2016, S. 125 (S. 126).

34 Ähnlich R. Mൾඅඅංඇ඀ඁඈൿൿ, Steuervollzug und gerichtliche Kontrolle in Zeiten der Digitalisierung. In: W. Schön/J. Schindler (Hrsg.), 
Reformfragen des deutschen Steuerrechts, Springer, Wiesbaden 2020, S. 153 (S. 158).

35 M. Pඋඎඌඌ/F. Sൺඋඋൾ, Datenqualität — ein beherrschbares Thema aus technischer und juristischer Sicht im Zeitalter der Digitali-
sierung. In: J. Taeger (Hrsg.), Rechtsfragen digitaler Transformationen – Gestaltung digitaler Veränderungsprozesse durch Recht. 
Tagungsband Herbstakademie 2018, OlWIR, Edewecht 2018, S. 545 (S. 545).

36 Zu diesen und weiteren Kriterien ausführlich ebenda, S. 548 ff .
37 Ebenda, S. 545.
38 H. Fදඋඌඍൾඋ, Seminar J:. Von Konfrontation zur Kooperation; der Steuerpfl ichtige und die Steuerverwaltung; Empfehlungen der 

OECD für eine eff ektivere Steuerverwaltung, IStR 2008, S. 561 (S. 562).
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Gleichwohl ist zu beachten, dass aufgrund der einem Laien schwer verständlichen Rechtslage und des Inte-
ressengegensatzes zwischen den Beteiligten die Informationen ggf. nicht (vollumfänglich) zutreff end oder 
vollständig sind. Daher werden diese beispielsweise um Ergebnisse bisheriger Kontrollhandlungen oder Prü-
fungen ergänzt.39 Die so insgesamt gewonnenen Daten können als interne Quelldaten bezeichnet werden.40

Externe Quelldaten resultieren insbesondere aus den Datenübermittlungen durch Dritte.41 Aufgrund der man-
nigfaltigen Datenquellen42 und der zahlreichen elektronisch übermittelten Daten kommt es zu einer zuneh-
menden Verdichtung der elektronischen Finanzverwaltung. Im Ergebnis stehen umfassende quantitative und 
qualitative Daten für Analysezwecke zur Verfügung, die betriebs-, größen-, branchen- oder steuerartbezogen 
sein können. Mitunter wird in der Literatur gefordert, dass die Datenbestände den Steuerpfl ichtigen in ano-
nymisierter Form zur Verfügung gestellt werden, damit diese ihr, ggf. vorhandenes, innerbetriebliches Kon-
trollsystem, das der Erfüllung steuerlicher Pflichten dient, verbessern können.43 In eine ähnliche Richtung 
zielt das Anliegen, die auf Grundlage der Datenbasis gewonnenen Erkenntnisse off enzulegen, um so dem 
Transparenzbedürfnis der Steuerpfl ichtigen nachzukommen und diesen eine Fehlervermeidung und/oder -ent-
deckung zu erleichtern.44

4. Datenverarbeitung und Datenweiterverarbeitung

4.1. Überblick zur Datenschutz-Grundverordnung
Aufgrund des vereinfachten Zugriff s auf elektronische Daten besteht für die Finanzverwaltung leistungsfä-
hige Kontrollmöglichkeiten. Um die Risikomanagementsysteme zu eff ektuieren und Datenabgleiche vorzu-
nehmen, können die Informationsbestände für eine Vielzahl von Zwecken genutzt oder miteinander verknüpft 
werden. Das steuerliche Datenschutzrecht unter Berücksichtigung der Datenschutz-Grundverordnung ist ein 
weitläufi ger Regelungskomplex. Daher soll an dieser Stelle lediglich auf Grundsatzfragen der Datenverarbei-
tung und der Datenweiterverarbeitung bei Anwendung von Risikomanagementsystemen eingegangen werden.
Die Verordnung wird von verschiedenen Grundprinzipien getragen (Art. 5 DSGVO).45 Im Kontext der Ri-
sikomanagementsysteme sind insbesondere die Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung (Art. 6 DSGVO) 
und die klare Zweckbindung bei der Verarbeitung personenbezogener Daten (Art. 5 Abs. 1 Buchst. b und c 
DSGVO) von besonderer Bedeutung. Nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e DSGVO ist die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten durch eine Finanzbehörde zulässig, wenn sie zur Erfüllung der ihr obliegenden Auf-
gabe oder in Ausübung öff entlicher Gewalt, die ihr übertragen wurde, erforderlich ist. Bei der Zweckbindung 
handelt es sich um eines der zentralen Prinzipien des europäischen Datenschutzrechts. Personenbezogene 

39 E. Hඎൻൾඋ, Ein Konzept zum steuerlichen Risikomanagement im Erlösbereich. Teil 2: Risikogruppen, ihre Einschätzung und die 
Grundlagen für Maßnahmen, StBp 2016, S. 160 (S. 163) misst diesen eine erhebliche Bedeutung bei.

40 E. Hඎൻൾඋ/R. Sൾൾඋ, Steuervollzug im Rechtsstaat. Steuerverwaltung im 21. Jahrhundert: Risikomanagement und Compliance, StuW 
2007, S. 355 (S. 365).

41 Ebenda.
42 Eine umfassende Übersicht inkl. Erläuterungen fi ndet sich bei OECD, The Changing Tax Compliance Environment and the Role of 

Audit, OECD Publishing, Paris 2017, S. 73 f.
43 H. M. Aඇඓංඇ඀ൾඋ, Möglichkeiten der Digitalisierung des Rechts. In: J. Hey (Hrsg.), Digitalisierung im Steuerrecht. 43. Jahrestagung 

der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft e.V. Köln, 17. und 18. September 2018, Dr. Otto Schmidt, Köln 2019, S. 15 (S. 48 f.) 
Zum innerbetrieblichen Kontrollsystem näher C. Sർඁආංൽඍ, Risikoorientierte Fallauswahl, automationsgestützte Fallbearbeitung und 
elektronische Steuerfestsetzung. Chancen, Herausforderungen und Grenzen des digitalen Steuervollzugs, Erich Schmidt, Berlin [Im 
Erscheinen].

44 C. Kൺൾඌൾඋ, Bestandsaufnahme und Perspektiven der Digitalisierung im Steuerrechtsverhältnis aus Sicht der Wirtschaft. In: J. Hey 
(Hrsg.), Digitalisierung im Steuerrecht. 43. Jahrestagung der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft e.V. Köln, 17. und 18. Sep-
tember 2018, Dr. Otto Schmidt, Köln 2019, S. 145 (S. 151) führt als konkrete Beispiele Filter und Algorithmen an.

45 Dazu ausführlich Dංൾ Bඎඇൽൾඌൻൾൺඎൿඍඋൺ඀ඍൾ ൿඳඋ ൽൾඇ Dൺඍൾඇඌർඁඎඍඓ ඎඇൽ ൽංൾ Iඇൿඈඋආൺඍංඈඇඌൿඋൾංඁൾංඍ, Datenschutz-Grundverordnung 
(Info 6), S. 9 ff ., https://docplayer.org/storage/49/25511074/1603483802/UF2uvHGvgYu-1P6hikmISQ/25511074.pdf (aufgerufen 
am 23. Oktober 2020)
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Daten dürfen hiernach nur für festgelegte, eindeutige und rechtmäßige Zwecke erhoben werden.46 Eine Ver-
arbeitung zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden, 
sog. Weiterverarbeitung, ist daher nur dann zulässig, wenn die Einwilligung der betroff enen Person oder eine 
Rechtsvorschrift der Union oder der Mitgliedstaaten dies gestattet.47 Für diese (Weiter-)Verarbeitung bedarf 
es daher eindeutiger Rechtsgrundlagen.48

4.2. Steuerlicher Datenschutz auf nationaler Ebene
Die Rechtsgrundlagen des steuerlichen Datenschutzes ergeben sich nunmehr aus der Datenschutz-Grundver-
ordnung und der Abgabenordnung (§ 2a Abs. 3 AO).49 Dem Bundesdatenschutzgesetz kommt entsprechend 
§ 2a Abs. 1 AO nur eine ganz untergeordnete Rolle zu.50 Im Ergebnis gilt für die Steuerpfl ichtigen bezüglich 
der Verwaltung von bundesgesetzlich geregelten Steuern ein einheitliches Datenschutzrecht.51 Die Anzahl der 
Rechtsgrundlagen und deren Ausgestaltung ist komplex und wird mitunter scharf kritisiert.52

§ 29b Abs. 1 AO ist die nationale Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten und ge-
stattet die Verarbeitung der Daten lediglich zu dem Zweck, zu dem sie erhoben worden sind.53 Die Zuläs-
sigkeit der Weiterverarbeitung richtet sich nach § 29c AO.54 Ist eine der Voraussetzungen von § 29c Abs. 1 
AO erfüllt, kann die Weiterverarbeitung personenbezogener Daten durch die Finanzverwaltung auf diese 
Norm gestützt werden.55 Von entscheidender Bedeutung ist daher, wie der Zweck der Erhebung von einer 
möglichen Zweckänderung durch Weiterverarbeitung abzugrenzen ist.56 Nach Ansicht des BMF ist Zweck 
der Verarbeitung die Durchführung des jeweiligen Verwaltungsverfahrens in Steuersachen, diff erenziert u. a. 

46 Zur Zweckbindung ausführlich N. Cඎඅං඄/C. Dදඉ඄ൾ, Zweckbindungsgrundsatz gegen unkontrollierten Einsatz von Big Data-Anwen-
dungen. Analyse möglicher Auswirkungen der DSGVO, ZD 2017, S. 226 (S. 227 f.)

47 Zu Möglichkeiten der Zweckänderung ebenda, S. 228 f.
48 Deutschland und Österreich waren die ersten beiden Staaten, die die notwendigen Schritte zur Anpassung und Spezifi zierung er-

griff en hatten, L. Gൾඈඋ඀ංൾඏൺ, Die Datenschutz-Grundverordnung aus Brüsseler Sicht: Rückblick und Ausblick, jusIT 2018, S. 25 
(S. 30). Zur Umsetzung in Österreich näher C. Sർඁආංൽඍ, Das modernisierte Besteuerungsverfahren in Deutschland im Vergleich zu 
Österreich. die verfassungsgemäße Fortentwicklung von E-Government als Herausforderung und Chance für die deutsche Finanz-
verwaltung, Duncker & Humblot, Berlin [Im Erscheinen].

49 Ganz deutlich A. Mඎඌංඅ. In: W. Hübschmann/E. Hepp/A. Spitaler, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung. Kommentar Abgaben-
ordnung Einführung, Rz. 209 und 224–225. Die nationale Umsetzung erfolgte durch das Gesetz zur Änderung des Bundesversor-
gungsgesetzes und anderer Vorschriften v. 24.07.2017, BGBl. I, 2541.

50 Ähnlich M. Mඒඌඌൾඇ/F. Kඋൺඎඌ, Steuerliches Datenschutzrecht. Verfahrensrechtsanpassung an die Datenschutz-Grundverordnung, 
DB 2017, S. 1860 (S. 1864).

51 Ebenda, S. 1863. Zum Anwendungsbereich der DSGVO und seiner Zusammenführung in der Abgabenordnung kritisch R. Sൾൾඋ, 
Datenschutz und Besteuerungsverfahren. Auswirkungen der DSGVO, SteuerStud 2019, S. 240 (S. 243); M. Kඋඎආආ, Grundfragen 
des steuerlichen Datenverarbeitungsrechts, DB 2017, S. 2182 (S. 2185 ff .). Nach Ansicht von T. Eඁඋ඄ൾ-Rൺൻൾඅ, Profi ling im Steuer-
vollzug, FR 2019, S. 45 (S. 47) hat der deutsche Gesetzgeber den Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung auf den 
gesamten Steuervollzug ausgedehnt.

52 K.-D. Dඋඳൾඇ, Digitalisierung im Steuerrecht. Eröff nung der Jahrestagung. In: J. Hey (Hrsg.), Digitalisierung im Steuerrecht. 43. 
Jahrestagung der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft e.V. Köln, 17. und 18. September 2018, Dr. Otto Schmidt, Köln 2019, 
S. 1 (S. 11) bezeichnet das komplexe Normengefl echt treff end als Rechtsquellenpuzzle. Kritisch auch H. Tඈඋආදඁඅൾඇ, Die Daten-
schutz-Grundverordnung – Datenschutzrecht in der Abgabenordnung, AO-StB 2019, S. 248 (S. 252).

53 Bඎඇൽൾඌආංඇංඌඍൾඋංඎආ ൽൾඋ Fංඇൺඇඓൾඇ, Datenschutz im Steuerverwaltungsverfahren ab dem 25. Mai 2018; Neuregelungen durch die 
Datenschutz-Grundverordnung und Änderungen der AO durch das Gesetz zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes und ande-
rer Vorschriften vom 17. Juli 2017. IV A 3-S 0030/16/10004-07, Rz. 18 und 22.

54 Ebenda, Rz. 24.
55 BT-Drs. 18/12611, S. 78.
56 Ähnlich C. Vඈඅඊඎൺඋൽඌൾඇ. In: B. Schwarz/A. Pahlke, AO/FGO Kommentar. Erstkommentierung zur Neuregelung des Datenschutzes 

im steuerlichen Verfahrensrecht (EU-DSGVO und Gesetz zur Änderung des BVG und andere Vorschriften) (2017) Erstkommentie-
rung, DSGVO 2018, § 29b AO, Rz. 7.
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nach Steuerart, Besteuerungszeitraum und Steuerschuldner.57 Im Schrifttum wird diese Auff assung mitunter 
als zu eng kritisiert.58

Für den Aufbau einer Datenbasis der Risikomanagementsysteme ist daher aufgrund der Weiterverarbeitung 
§ 29c AO auf Erlaubnistatbestände hin zu untersuchen. Dabei kommt insbesondere Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 in 
Betracht,59 da die Weiterverarbeitung einem Verwaltungsverfahren in Steuersachen, nämlich dem des jeweils 
anderen Steuerpfl ichtigen, dient. Der Gesetzgeber geht davon aus, dass die Nr. 1 die in praxi bedeutsamste 
Regelung darstellt60 und es gemäß den §§ 88 ff . AO möglich sein muss, die Angaben der Steuerpfl ichtigen 
unter Verifi kationsaspekten im Einzelfall auch stichprobenweise zu überprüfen.61

Zudem soll eine Weiterverarbeitung gemäß Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 zulässig sein. Die dort angeführte Entwick-
lung, Überprüfung oder Änderung automatisierter Verfahren beziehe sich auf das Risikomanagement und 
die Pfl ege der entsprechenden Systeme.62 Darüber hinaus wird in der Nr. 4 eine Ermächtigungsgrundlage 
für die Verarbeitung personenbezogener Daten für Zwecke automatisierter Verfahren der Finanzverwaltung 
gesehen.63 Diese beinhaltet zugleich einen grundsätzlichen Vorrang anonymisierter oder pseudonymisierter 
Daten vor Klardaten,64 d. h. unveränderter, nicht anonymisierter oder -pseudonymisierter Daten, bei der Wei-
terverarbeitung.65 Mithin soll kein Fall der Nr. 4 vorliegen, wenn anonymisierte Erkenntnisse aus personen-
bezogenen Daten anderer Verfahren abgeleitet sind.66 Werden Klardaten ausnahmsweise weiterverarbeitet, 
ist die Einschränkung des § 29c Abs. 1 Satz 2 AO zu beachten, wonach diese innerhalb eines Jahres nach 
Beendigung der Maßnahmen gelöscht werden müssen.
Eine weitere gesetzliche Ermächtigungsgrundlage für die Sammlung von geschützten Daten außerhalb eines 
konkreten Besteuerungsverfahrens ist nach wie vor mit § 88a AO gegeben. Aufgrund dieser ausdrücklichen 
Regelung liegt eine rechtmäßige zweckändernde Weiterverarbeitung i. S. d. § 29c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO 
vor.67 Nach § 88a Satz 1 AO dürfen die Finanzbehörden nach § 30 AO geschützte Daten auch für Zwecke 
künftiger Verfahren, insbesondere zur Gewinnung von Vergleichswerten, in Dateisystemen verarbeiten, so-
weit es zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Festsetzung und Erhebung der Steuern erforderlich ist. Die 
Daten müssen nicht anonymisiert werden.68

57 Bඎඇൽൾඌආංඇංඌඍൾඋංඎආ ൽൾඋ Fංඇൺඇඓൾඇ, Datenschutz im Steuerverwaltungsverfahren ab dem 25. Mai 2018; Neuregelungen durch die 
Datenschutz-Grundverordnung und Änderungen der AO durch das Gesetz zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes und ande-
rer Vorschriften vom 17. Juli 2017. IV A 3-S 0030/16/10004-07, Rz. 22; dieser Ansicht zustimmend A.-K. Bඋൾඇൽඅൾ-Wൾංඍඁ, Daten-
schutz im Besteuerungsverfahren. Anpassungen der Abgabenordnung an die DS-GVO, ZD 2019, S. 112 (S. 114).

58 C. Vඈඅඊඎൺඋൽඌൾඇ. In: B. Schwarz/A. Pahlke, AO/FGO Kommentar. Erstkommentierung zur Neuregelung des Datenschutzes im 
steuerlichen Verfahrensrecht (EU-DSGVO und Gesetz zur Änderung des BVG und andere Vorschriften) (2017) Erstkommentierung, 
DSGVO 2018, § 29b AO, Rz. 7. Zudem hält M. Bൺඎආ. In: M. Baum/J. W. Buse/H. Brandl/M. Szymczak, AO eKommentar § 29b, 
Rz. 16 im Hinblick auf § 88a AO eine zeitraumübergreifende Zweckbestimmung ebenso für vertretbar.

59 So die eindeutige Aussage eines Vertreters des BMF, A. Rංർඁඍൾඋ/B. Wൾඅඅංඇ඀, Diskussionsbericht zum 69. Berliner Steuergespräch 
„Die Datenschutz-Grundverordnung im Steuerrecht“, FR 2019, S. 67 (S. 69).

60 Übereinstimmend geht G. Eඋ඄ංඌ, Die neuen steuerlichen Datenschutzrechte im Besteuerungsverfahren, DStR 2018, S. 161 (S. 164) 
davon aus, dass mit der Nr. 1 und Nr. 2 eine umfassende Weiterverarbeitung in Steuerverwaltungsverfahren möglich ist.

61 BT-Drs. 18/12611, S. 78 f.
62 M. Kඋඎආආ, Grundfragen des steuerlichen Datenverarbeitungsrechts, DB 2017, S. 2182 (S. 2190).
63 K.-D. Dඋඳൾඇ. In: K. Tipke/H. W. Kruse, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung: AO, FGO. Kommentar zur AO (ohne Steuer-

strafrecht) und FGO § 29c AO, Rz. 16.
64 Bezeichnung entsprechend M. Bൺඎආ, Änderungen der Abgabenordnung im Jahr 2017. Panama-Papers, Datenschutzreform, Geld-

wäschebekämpfung und zahlreiche andere Neuregelungen, NWB 2018, S. 1522 (S. 1524).
65 K.-D. Dඋඳൾඇ. In: K. Tipke/H. W. Kruse, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung: AO, FGO. Kommentar zur AO (ohne Steuer-

strafrecht) und FGO § 29c AO, Rz. 16. 
66 C. Vඈඅඊඎൺඋൽඌൾඇ. In: B. Schwarz/A. Pahlke, AO/FGO Kommentar. Erstkommentierung zur Neuregelung des Datenschutzes im 

steuerlichen Verfahrensrecht (EU-DSGVO und Gesetz zur Änderung des BVG und andere Vorschriften) (2017) Erstkommentierung, 
DSGVO 2018, § 29c AO, Rz. 6.

67 M. Bൺඎආ. In: M. Baum/J. W. Buse/H. Brandl/M. Szymczak, AO eKommentar § 88a, Rz. 1.1.
68 R. Sൾൾඋ. In: K. Tipke/H. W. Kruse, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung: AO, FGO. Kommentar zur AO (ohne Steuerstraf-

recht) und FGO § 88a AO, Rz. 5; H. Sදඁඇ. In: W. Hübschmann/E. Hepp/A. Spitaler, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung. 
Kommentar § 88a AO, Rz. 11.
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Hinsichtlich der erfassten und gespeicherten Daten wird die Zweckbestimmung durch § 88a Satz 2 AO da-
durch eingegrenzt, dass diese nur in bestimmten behördlichen Verfahren genutzt werden dürfen.69 Von § 88a 
AO sind ebenso elektronisch einzureichende Daten erfasst,70 sodass die gesammelten Daten die Grundlage 
für ein automationsgestütztes Risikomanagementsystem (§ 88 Abs. 5 AO) darstellen können. Dies gilt für 
denselben Steuerpfl ichtigen und für Vergleichsfälle.71 Mithin ist die Vorschrift für das Risikomanagement 
von elementarer Bedeutung.72 So können beispielsweise durch die Gewinnung von Vergleichswerten und 
den schnellen Zugriff  auf diese entsprechende Abweichungen umgehend, ggf. automatisch, erkannt werden, 
sodass etwaigen fehlerhaften Angaben eines Steuerpfl ichtigen schneller und gezielter nachgegangen werden 
kann.73

Die strukturierte Datenweiterverarbeitung und der damit einhergehende elektronische Datenaustausch be-
rühren das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG).74 Die Be-
fugnisse des § 88a AO stießen bisher im Schrifttum nicht auf gravierende verfassungsrechtliche Bedenken. 
Vielmehr genügt die Vorschrift insbesondere dem verfassungsrechtlichen Gebot der Normenbestimmtheit und 
Normenklarheit sowie der Zweckbindung als Fundamentalprinzip des Datenschutzrechts.75

Im Kontext der geteilten Finanzverwaltung ist der im Zuge der Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 
neu eingefügte76 § 88b AO zu sehen. Die Norm ist die Rechtsgrundlage für den Austausch von (Klar-)Daten77 
zwischen den Finanzbehörden der einzelnen Bundesländer und den Bundesfi nanzbehörden. Diese daten-
schutzrechtliche Absicherung78 ist notwendig, da die Zuständigkeiten auf mehrere Gebietskörperschaften 
verteilt sind. Im Ergebnis stellt § 88b AO mit dem automationsgestützten Abgleich der bereits gespeicherten 
Daten eine i. S. d. § 88a Satz 2 AO mögliche Verwendung von gesammelten Daten dar,79 die der Steuer-
vollzugssicherung im Rahmen des elektronischen Risikomanagements dient.80 So umfasst die Befugnis ins-
besondere maschinelle Auswertungsberechtigungen unter Verwendung des in den zahlreichen Datenbanken 
vorhandenen Datenbestands.81 Der Gesetzeswortlaut kodifi ziert keine Einschränkungen, sodass grundsätzlich 
sämtliche von der Finanzverwaltung gespeicherten, nach § 30 AO geschützten Daten für Zwecke des § 88b 
AO zur Verfügung stehen.82

69 F. Rඈඌൾඋ. In: D. Gosch/A. Beermann, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung. Kommentar § 88a AO, Rz. 2.
70 Ebenda, Rz. 4.
71 M. Bൺඎආ. In: M. Baum/J. W. Buse/H. Brandl/M. Szymczak, AO eKommentar § 88a, Rz. 3.
72 R. Sൾൾඋ. In: K. Tipke/H. W. Kruse, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung: AO, FGO. Kommentar zur AO (ohne Steuerstraf-

recht) und FGO § 88a AO, Rz. 3; zu weiteren Verwendungsformen, beispielsweise in Gestalt von Kontrollmitteilungen, ebenda, 
Rz. 7.

73 H. Sදඁඇ. In: W. Hübschmann/E. Hepp/A. Spitaler, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung. Kommentar § 88a AO, Rz. 4.
74 R. Sൾൾඋ, Besteuerungsverfahren im 21. Jahrhundert, FR 2012, S. 1000 (S. 1005); dazu ausführlich H. Hൾංඅ/H. Gඋൾඏൾ, Datenschutz-

konformes Steuerrecht? Spannungsfeld zwischen Pfl ichten des Steuerbürgers und Informationsbefugnissen der Finanzbehörden, ZD 
2013, S. 481 (S. 481 f.)

75 Dazu ausführlich R. Sൾൾඋ, Datenschutz im Besteuerungsverfahren. In: A. Herlinghaus/H. Hirte/R. Hüttemann/T. Heidel (Hrsg.), 
Festschrift für Wienand Meilicke, Nomos, Baden-Baden 2010, S. 687 (S. 693 f.); H. Sදඁඇ. In: W. Hübschmann/E. Hepp/A. Spitaler, 
Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung. Kommentar § 88a AO, Rz. 5 m. w. N.; F. Rඈඌൾඋ. In: D. Gosch/A. Beermann, Abgaben-
ordnung – Finanzgerichtsordnung. Kommentar § 88a AO, Rz. 1.

76 Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens v. 18.07.2016, BGBl. I, 1679.
77 BT-Drs. 18/8434, S. 109.
78 R. Sൾൾඋ. In: K. Tipke/H. W. Kruse, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung: AO, FGO. Kommentar zur AO (ohne Steuerstraf-

recht) und FGO § 88b AO, Rz. 1.
79 F. Rඈඌൾඋ. In: D. Gosch/A. Beermann, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung. Kommentar § 88b AO, Rz. 2 sieht darin die Aus-

wertung der gesammelten Daten.
80 R. Sൾൾඋ. In: K. Tipke/H. W. Kruse, Abgabenordnung – Finanzgerichtsordnung: AO, FGO. Kommentar zur AO (ohne Steuerstraf-

recht) und FGO § 88b AO, Rz. 1.
81 H. Kඈඋൽඍ. In: B. Schwarz/A. Pahlke, AO/FGO Kommentar. Erstkommentierung zum Modernisierungsgesetz des Besteuerungsver-

fahrens (2017) Erstkommentierung, BestVerfModG 2016, § 88b AO, Rz. 9.
82 Ebenda, Rz. 29.
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Die Frage der Grundrechtsrelevanz der Vorschrift wird im Schrifttum unterschiedlich bewertet. Nach einer 
Ansicht führt § 88b AO zu erheblichen Eingriff en in die informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 
i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG), da sämtliche personenbezogenen Daten, die der ersuchten Finanzbehörde vorlie-
gen, erfasst sind. Dieser intensive Eingriff  fordere in solchen Fällen unter Berücksichtigung der Rechtspre-
chung das Vorhandensein konkreter Verdachtsmomente.83 Mangels Anknüpfung an ein subjektives Kriterium 
basiere der Verdachtsmoment lediglich auf dem grundsätzlich wertungsfreien Umstand einer Steuerminder-
zahlung.84 Im Ergebnis ermögliche dies der Finanzverwaltung eine anlasslose Rasterfahndung zur Prävention 
von Steuerausfällen, sodass der § 88b AO den verfassungsrechtlichen Anforderungen des Art. 2 Abs. 1 i. V. m. 
Art. 1 Abs. 1 GG nicht mehr genüge.85

Dagegen wird an anderer Stelle eingewendet, der Wortlaut der Vorschrift erfasse weitreichende Zwecke, d. h. 
auch das reguläre Besteuerungsverfahren.86 Dies stelle einen konkreten und ausreichenden Steuervollzugs-
zweck dar, sodass es sich gerade nicht um eine unbestimmte Vorratsdatenspeicherung handle.87

Eine restriktive Auslegung der Vorschrift könnte den vorgebrachten Bedenken begegnen.88 Denkbar ist eine 
verfassungskonforme Auslegung mittels teleologischer Reduktion, bei der die Tatbestandsvoraussetzungen 
des § 88b AO um das Erfordernis konkreter Anhaltspunkte erweitert würden.89 Mithin wäre sichergestellt, 
dass der Föderalismus für das elektronische Risikomanagement kein strukturelles Vollzugshemmnis darstellt.
Die Neuregelungen, insbesondere die Verarbeitungs- und Weiterverarbeitungsbefugnisse, genügen weiterhin 
den Bedürfnissen eines eff ektiven Steuervollzugs und einer eff ektiven Verifi kationsverwaltung.90

5. Resümee
Im Zuge der vorstehenden Untersuchung wurde deutlich, dass die Finanzverwaltung seit jeher bestrebt ist, 
sich den stetig ändernden politischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen anzupassen, um 
ihren durch die Rechtsordnung vorgegebenen Steuervollzugsauftrag bestmöglich zu erfüllen. Es wurden man-
nigfaltige Maßnahmen initiiert und stets kritisch durch das Schrifttum begleitet, sodass wichtige Impulse zeit-
nah berücksichtigt werden konnten. Gleichwohl verlief die Entwicklung nicht immer linear. Rückschläge und 
Misserfolge mussten hingenommen und bewältigt werden. Ungeachtet dessen ist jeweils eine Entwicklung 
erkennbar, die zunehmend die elektronischen Risikomanagementsysteme in den Fokus rückt. Diese stellen 
keine völlig neue Form des Gesetzesvollzugs dar. Sie sind vielmehr als eine erst aufgrund der gesteigerten 
Leistungsfähigkeit der automatisierten Datenverarbeitung möglich gewordene Weiterentwicklung der bis-
herigen Steuervollzugstechniken zu qualifi zieren. Die intensive und zielgerichtete EDV-Nutzung ist daher für 
die Umsetzung solch moderner Risikomanagementsysteme essenziell.

83 C. Bൾർ඄ආൺඇඇ, Verfassungswidrigkeit des länderübergreifenden Abrufs und der Verwendung von Daten gemäß § 88b AO, DStR 
2017, S. 971 (S. 975).

84 Ebenda, S. 973.
85 Ebenda, S. 975; im Ergebnis wohl zustimmend S. C. Gඅඟඌൾඋ/C. Sർඁදඅඅඁඈඋඇ, Die wesentlichen Neuerungen in der AO nach dem 
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Das Risikomanagement stellt neben der kooperativen, serviceorientierten Ausrichtung die zweite Säule der 
Tax-Compliance-Vollzugsstrategie dar. Eine gesetzliche Legaldefi nition der Risikomanagementsysteme fi n-
det sich in § 88 Abs. 5 Satz 1 AO, wonach diese als automationsgestützte Systeme zur Beurteilung der Not-
wendigkeit weiterer Ermittlungen und Prüfungen, insbesondere zum Zwecke einer gleichmäßigen und gesetz-
mäßigen Steuerfestsetzung, eingesetzt werden können.
Als ein weiteres Ergebnis der vorangegangenen Untersuchung bleibt festzuhalten, dass der Aufbau einer 
maschinell auswertbaren Datenbasis für die Funktionsweise elektronischer Risikomanagementsysteme von 
essenzieller Bedeutung ist. Gleiches gilt für die Datenqualität, da auf Daten basierende Verarbeitungsprozesse 
und Entscheidungen nur optimal unterstützt werden können, wenn die maßgeblichen Qualitätskriterien erfüllt 
sind. Informationen aus diversen internen und externen Quelldaten, die möglichst in digitaler Form zur Verfü-
gung stehen sollten, werden zusammengefügt und so dem elektronischen Risikomanagementsystem zugäng-
lich gemacht. Für die Vorgänge des Sammelns und Verwendens von Daten sind eindeutige Rechtsgrundlagen 
unter Berücksichtigung des datenschutzrechtlichen Grundsatzes der Zweckbindung notwendig.
Aus der geteilten Bundes- und Landesfi nanzverwaltung resultieren bei der strukturierten Datenweiterver-
arbeitung und dem damit einhergehenden elektronischen Datenaustausch föderalismusbedingte Herausforde-
rungen. Während die allgemeinen Befugnisse des § 88a AO zur Sammlung und Verwendung von geschützten 
Daten im Schrifttum nicht auf gravierende verfassungsrechtliche Bedenken stoßen, wird hinsichtlich des in 
§ 88b AO geregelten automationsgestützten Austauschs von Daten zwischen den Finanzbehörden der ein-
zelnen Bundesländer und den Bundesfi nanzbehörden teils ein Verstoß gegen das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung gesehen. Diesen Bedenken kann jedoch durch eine restriktive Auslegung mittels teleolo-
gischer Reduktion begegnet werden, sodass der Föderalismus für das elektronische Risikomanagement kein 
strukturelles Vollzugshemmnis darstellt. Mit diesem Aspekt ist ein Problemkomplex angesprochen, der eine 
bedeutsame Zukunftsfrage der (Steuer-)Rechtsprechung darstellen kann. Die Entwicklungen auf diesem Ge-
biet und die künftige Bewältigung durch die Finanzverwaltung in praxi sind daher aufmerksam und kritisch 
zu verfolgen.


